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An den Grossen Rat 14.5169.03 

 
JSD/P145169 
 
Basel, 16. Dezember 2015 
 
Regierungsratsbeschluss vom 15. Dezember 2015 
 
 
 

Motion Dominique König-Lüdin und Konsorten betreffend «Teil-
revision des Gesetzes über die Besteuerung der Motorfahrzeuge»  
 

Zwischenbericht zum Stand der Umsetzung 
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 19. November 2014 die Motion Dominique König-
Lüdin und Konsorten dem Regierungsrat zur Ausarbeitung einer Vorlage überwiesen. 
 

«Die im Jahre 2011 beschlossene Neugestaltung der Motorfahrzeugsteuern führt in ökologischer Hinsicht zu 
unbefriedigenden Resultaten. Die Gewährung von Rabatten oder Zuschlägen wird an das Erfüllen von Normen 
gebunden (konkret: Euronorm 5/4/3) und nur nachrangig mit der Höhe der C02-Emissionen verknüpft. 

Die Anknüpfung von Rabatten an die Euronorm bestraft in erster Linie Besitzerinnen und Besitzer älterer Fahr-
zeuge, selbst wenn diese sparsamer sind als Neuwagen; die aktuellen Ausführungsbestimmungen können dazu 
führen, dass Neuwagen mit hohem Energieverbrauch Rabatte erhalten, während ältere, viel C02-ärmere Autos 
mit Malus-Zuschlägen konfrontiert sind. 

Die Gewichtung der Euronorm macht unter dem Aspekt der Luftreinhaltung heute wenig Sinn, weil heute 100 
Autos zusammen nicht mehr annähernd so viel Schadstoffe in die Luft ausstossen wie ein einzelnes Auto in den 
70er-Jahren des letzten Jahrhunderts. Umgekehrt ist die Klimaproblematik dringlich geworden, und die Senkung 
der C02-Emissionen, die im bestehenden Rabattsystem nur eine nachrangige Rolle spielen, wäre konsequenter 
als bisher anzustreben. 

Die Rabattierung der Euronorm ist schweizweit ein Unikat und ökologisch wenig nachvollziehbar. Die Euronorm 
ist, wie der Name sagt, eine Norm (Vorschrift), die alle Fahrzeuge ab einem bestimmten Baujahr (Erstzulas-
sung) zu erfüllen haben. Mit einer Rabattskala nach Euronorm wird die Erfüllung des Stands der Technik und 
die Einhaltung von Vorschriften geldwert belohnt, obschon beides eine Selbstverständlichkeit ist und keiner Ra-
battierung bedarf. Hingegen werden die tatsächlichen Emissionen, die zum Teil ganz wesentlich unter den Min-
destanforderungen der Euronorm liegen können, sowie die Tatsache, dass für verschiedene Motortypen unter-
schiedliche Mindestanforderungen gelten (Dieselmotoren dürfen wesentlich mehr Schadstoffe emittieren als 
Benzin- oder Gasmotoren) ausser Acht gelassen. 

Damit werden gerade jene Leute systematisch bestraft (Malus), die schon frühzeitig saubere Autos gekauft ha-
ben, lange bevor das gesetzliche Pflicht war. Für die Schweiz gilt (wie für die EU) für das Jahr 2015: PKW-
Neuzulassungen sollten im Schnitt noch 130 g C02/km ausstossen (2010: 161gC02/km, 2011: 155 g C02/km). 
Dieses Ziel sollte beim Neuwagenkauf durch ein ökologisches Steuerumfeld gefördert werden. Der Neuwagen-
kauf ist die folgenreichste Umweltentscheidung nach dem Hauskauf, da Motorfahrzeuge rund 30% der C02-
Emissionen in der Schweiz ausstossen, Tendenz steigend. Deshalb beantragen die Unterzeichneten, das Bo-
nus-Malus-System ganz im Sinne eines wirksamen Klimaschutzes und des Lärmschutzes zu gestalten. 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Grossen Rat innert Jahresfrist einen Ratschlag zur Teilrevision des Ge-
setzes über die Besteuerung der Motorfahrzeuge vorzulegen, welche zum Inhalt hat, für die gesetzlichen Bonus-
Malus-Elemente  

a) auf eine Berücksichtigung von Euronormen zu verzichten (weil im Ergebnis verzerrend), 

b) stattdessen einzig auf die Unterschreitung/Überschreitung der gesetzlichen C02-Emissionen pro km ab-
zustellen und 

c) für jene Motorfahrzeuge, für die keine C02-Angabe existiert (z.B. Altfahrzeuge, Sonderfahrzeuge) eine 
klare Regelung vorzusehen. 
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Weiter ist darzulegen, wie sich die für den Energiebedarf bzw. für die menschliche Gesundheit relevanten Grös-
sen Fahrzeuggewicht und Lärmemission bei der Besteuerung berücksichtigen lassen. 

Dominique König-Lüdin, Michael Wüthrich, Aeneas Wanner, Rudolf Rechsteiner, Andreas Zappalà, Hei-
ner Vischer, Remo Gallacchi, Pasqualine Gallacchi, Jörg Vitelli» 

Wir berichten zu dieser Motion wie folgt: 

1. Stand der Umsetzung 

Die Motion wurde zur Ausarbeitung einer Vorlage innert eines Jahres überwiesen. Dieser – oh-
nehin sehr enge – Zeitplan kann aufgrund der Komplexität der Materie, mehrerer nicht vorher-
sehbarer personeller Umstände sowie der geplanten öffentlichen Vernehmlassung nicht eingehal-
ten werden.  

1.1 Bisheriger Verlauf 

- Nachdem der Regierungsrat das Justiz- und Sicherheitsdepartement mit der Ausarbeitung einer 
entsprechenden Vorlage beauftragt hatte, erarbeitete dieses eine umfangreiche Auslegeord-
nung zur Besteuerung von Personenwagen. 

- Am 25. März 2015 fand ein sogenanntes «Erlengespräch», eine Diskussion mit Expertinnen und 
Experten aus Politik, Verbänden und Verwaltung statt. Dabei wurden die möglichen und 
wünschbaren Kriterien, die der neuen Besteuerung zugrunde gelegt werden sollen, festgehal-
ten. Als denkbar wurde namentlich eine Besteuerung nach CO2-Ausstoss, Leistung und Gewicht 
(statt einer Grundsteuer samt Bonus/Malus) erachtet, allenfalls verbunden mit einem Malus bei 
fehlendem Partikelfilter. Die Gesamtsteuereinnahmen sollen dabei unverändert bleiben bzw. 
nicht steigen. 

- In der Folge wurde ein externes Ingenieurbüro mit der Erarbeitung von Berechnungsgrundlagen 
beauftragt. Dessen Bericht liegt seit Anfang November im Entwurf vor. 

1.2 Zeitplan 

Der aktuelle Zeitplan sieht folgendes Vorgehen vor: 
- Erstellung Ratschlags- und Gesetzesentwurf: bis Anfang 2016 
- Start externe Vernehmlassung: Frühling 2016 
- Überarbeitung Ratschlagsentwurf: Sommer 2016 
- Verabschiedung Ratschlag zuhanden Grosser Rat: Ende 2016 

2. Antrag 

Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat, die Frist für die Ausarbeitung der Vorlage ge-
mäss § 43 Abs. 2 des Gesetzes über die Geschäftsordnung des Grossen Rates (GO) um ein 
Jahr zu erstrecken. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

      
 
 
Dr. Guy Morin 
Präsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 

 


